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Artikel 1

Das Hessische Pressegesetz in der Fas-
sung vom 12. Dezember 2003 (GVBl. 2004 I
S. 2) wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden die Worte „im
Druckwerk“ durch die Worte „im
Impressum des Druckwerks“ er-
setzt.

b) Als Abs. 3 wird angefügt: 

„(3) Gehören einer politischen
Partei im Sinne des § 2 des Partei-
engesetzes unmittelbar oder mittel-
bar mindestens 5 v. H. der Anteile
an dem Unternehmen oder stehen
ihr unmittelbar oder mittelbar min-
destens 5 v. H. der Stimmrechte zu,
so hat sie dies dem Unternehmen
unverzüglich schriftlich unter An-
gabe von Art und Umfang der Be-
teiligung mitzuteilen. Als Anteile,
die der politischen Partei gehören,
gelten auch Anteile, die einem Un-
ternehmen, an dem die politische
Partei unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 15 v. H. beteiligt ist oder
einem anderen für Rechnung der
politischen Partei oder einem ande-
ren für Rechnung eines Unterneh-
mens, an dem die politische Partei
unmittelbar oder mittelbar zu min-
destens 15 v. H. beteiligt ist,
gehören. Als Stimmrechte, die der
politischen Partei zustehen, gelten
auch Stimmrechte aus Anteilen
nach Satz 2 sowie solche Stimm-
rechte Dritter, auf deren Ausübung
die politische Partei kraft einer Ver-
einbarung oder aufgrund einer
sonstigen Abstimmung Einfluss
nehmen kann. Der Verleger des pe-
riodischen Druckwerks hat zu den
in Abs. 2 genannten Erscheinungs-
zeitpunkten die Angaben nach 

Satz 1 im Impressum des Druck-
werks offen zu legen.“

2. In § 6 Satz 1 und 3 wird jeweils das
Wort „Wohnsitz“ durch das Wort „An-
schrift“ ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte
„ist der Name und der Wohnsitz
oder der ständige Aufenthalt“
durch die Worte „sind der Name
und die Anschrift“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte
„im Geltungsbereich des Grundge-
setzes“ durch die Worte „innerhalb
eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union“ ersetzt.

4. Dem § 13 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Für nicht periodische Druck-
werke gilt Abs. 1 Satz 1 nur, wenn sie
den Anforderungen über das Impres-
sum nach den §§ 6 und 7 Abs. 1 und 2
genügen.“

5. In § 14 Abs. 1 werden die Worte „nach
§ 5 Abs. 2 über die Inhaberverhältnis-
se“ durch die Worte „nach § 5 Abs. 2
und 3 über die Inhaber- oder Beteili-
gungsverhältnisse“ ersetzt.

6. In § 15 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe
„§ 5 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 5
Abs. 2 und 3“ ersetzt.

7. In § 18 werden die Worte „am 1. Janu-
ar 2006“ durch die Worte „mit Ablauf
des 31. Dezember 2010“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des
Art. 1 Nr. 7 am ersten Tage des auf die
Verkündung folgenden dritten Kalender-
monats in Kraft. Art. 1 Nr. 7 tritt am Tage
nach der Verkündung in Kraft.
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zur Änderung des Hessischen Pressegesetzes*)
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 14. Dezember 2005
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Artikel 11)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

Das Landtagswahlgesetz in der Fas-
sung vom 19. Februar 1990 (GVBl. I 
S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom
21. März 2005 (GVBl. I S. 218), wird wie
folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) An die Angaben zu § 38 werden
die Worte „und Bekanntgabe des
Wahlergebnisses“ angefügt.

b) Nach den Angaben zu § 51 wird
eingefügt:

„§ 51a

Funktionsbezeichnungen“

2. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein Wahlberechtigter, der
verhindert ist, in dem Wahlbezirk
zu wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis er eingetragen ist, oder
der aus einem von ihm nicht zu
vertretenden Grund in das
Wählerverzeichnis nicht aufge-
nommen worden ist, erhält auf
Antrag einen Wahlschein.“

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

3. § 16 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für mehrere benachbarte
Wahlkreise kann ein gemeinsamer
Kreiswahlleiter bestellt werden; in
diesem Fall wird auch ein gemeinsa-
mer Kreiswahlausschuss gebildet.“

4. Dem § 21 wird folgender Abs. 4 ange-
fügt:

„(4) In jedem Kreiswahlvorschlag
sind eine Vertrauensperson und eine
stellvertretende Vertrauensperson,
die nicht Bewerber und Ersatzbewer-
ber sein dürfen, namhaft zu machen.
Sie werden von der Versammlung be-
nannt, die den Wahlvorschlag auf-
stellt. Die Vertrauensperson und die
stellvertretende Vertrauensperson
können durch schriftliche Erklärung
des für den Wahlkreis zuständigen
Parteiorgans oder der Vertretungsbe-
rechtigten der Wählergruppe ge-
genüber dem Kreiswahlleiter abberu-
fen und durch eine andere ersetzt

werden, die als Ersatzperson von ei-
ner Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung benannt wurden; dies gilt
hinsichtlich der Ersetzung auch,
wenn eine Vertrauensperson oder
stellvertretende Vertrauensperson
stirbt. Für Kreiswahlvorschläge, die
nach Abs. 3 in Verbindung mit § 20
Abs. 1 von Wahlberechtigten einge-
reicht werden, tritt der Bewerber an
die Stelle der Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung. Soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist,
sind nur die Vertrauensperson und
die stellvertretende Vertrauensper-
son, jede für sich, berechtigt, verbind-
liche Erklärungen zum Wahlvor-
schlag abzugeben und entgegenzu-
nehmen.“

5. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 ange-
fügt:

„(4) § 21 Abs. 4 gilt entspre-
chend.“

6. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

7. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 4 wird folgender 
Abs. 4a eingefügt:

„(4a) Das Nähere über die
Wahl der Vertreter für die Vertre-
terversammlung, über die Einbe-
rufung und Beschlussfähigkeit der
Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das gesetz-
lich nicht geregelte Verfahren für
die Aufstellung von Wahlvorschlä-
gen und für die Benennung der
Vertrauenspersonen regeln die
Parteien und Wählergruppen.“

b) Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Niederschrift muss Angaben
über Ort und Zeit der Versamm-
lung, die Form der Einladung, die
Zahl der erschienenen Mitglieder
oder Vertreter, die Ergebnisse der
Abstimmungen sowie über die
Vertrauenspersonen und die je-
weilige Ersatzperson nach § 21
Abs. 4 Satz 3 und § 22 Abs. 4 ent-
halten.“

8. § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt
durch ein Semikolon ersetzt und
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Gesetz 
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die Angabe „die Prüfung partei-
oder wählergruppeninterner Vor-
gänge (§ 24 Abs. 4a) ist ausge-
schlossen.“ angefügt.

b) In Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird die An-
gabe „Abs. 1“ gestrichen.

c) Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Für die Prüfung der Lan-
deslisten gelten Abs. 1 bis 3 ent-
sprechend.“

9. § 35 Abs. 3 wird aufgehoben.

10. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird
gestrichen.

b) Abs. 2 wird aufgehoben.

11. § 38 erhält folgende Fassung:

„§ 38

Erwerb der Rechtsstellung eines 
Abgeordneten und Bekanntgabe des

Wahlergebnisses

(1) Ein gewählter Bewerber er-
wirbt die Rechtsstellung eines Abge-
ordneten mit der Feststellung des
Wahlergebnisses im Lande (§ 37), je-
doch nicht vor Ablauf der Wahlperi-
ode des letzten Landtags und im Falle
des § 43 Abs. 3 Satz 1 nicht vor Aus-
scheiden des nach dem ursprüngli-
chen Wahlergebnis gewählten Abge-
ordneten.

(2) Die Wahlleiter machen das
Wahlergebnis im Wahlkreis und im
Lande sowie die Namen der Gewähl-
ten öffentlich bekannt und benach-
richtigen sie.“

12. § 40 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
werden die Worte „die Annahme
der Wahl ablehnt“ jeweils durch
die Worte „dem Landeswahlleiter
schriftlich den Verzicht auf seine
Anwartschaft erklärt hat“ ersetzt.

b) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben.

c) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4
eingefügt:

„(4) Verzichtserklärungen nach
Abs. 1 bis 3 können nicht widerru-
fen werden.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

e) Abs. 5 Satz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 38 gilt entsprechend.“

13. § 43 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe „§ 37
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 37“
ersetzt.

b) Satz 3 wird aufgehoben.

14. Nach § 51 wird als § 51a eingefügt:

„§ 51a

Funktionsbezeichnungen

Funktionsbezeichnungen in die-
sem Gesetz und den zu diesem Ge-
setz erlassenen Verordnungen wer-
den in weiblicher oder männlicher
Form geführt; in Vordrucken und öf-
fentlichen Bekanntmachungen kön-
nen sie in der gesetzlichen Fassung
verwendet werden.“

15. In § 54 wird die Angabe „am 31. De-
zember 2005“ durch die Angabe „mit
Ablauf des 31. Dezember 2011“ er-
setzt.

16. Die Anlage zu § 7 Abs. 1 wird wie
folgt geändert:

a) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 1 – Kassel-Land I – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 1 – Kassel-Land I –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Kassel:

Bad Emstal
Bad Karlshafen
Breuna
Calden
Espenau
Fuldatal
Grebenstein
Habichtswald
Hofgeismar
Immenhausen
Liebenau
Naumburg
Oberweser
Reinhardshagen
Trendelburg
Wahlsburg
Wolfhagen
Zierenberg

sowie den Gutsbezirk Reinhards-
wald“

b) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 2 – Kassel-Land II – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 2 – Kassel-Land II –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Kassel:

Ahnatal
Baunatal
Fuldabrück
Helsa
Kaufungen
Lohfelden
Nieste
Niestetal
Schauenburg
Söhrewald
Vellmar“

c) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 18 – Gießen I – erhält folgende
Fassung:
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„Wahlkreis 18 – Gießen I –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Gießen:

Biebertal
Fernwald
Gießen
Heuchelheim
Lollar
Staufenberg
Wettenberg“

d) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 19 – Gießen II – erhält folgen-
de Fassung:

„Wahlkreis 19 – Gießen II –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Gießen:

Allendorf (Lumda)
Buseck
Grünberg
Hungen
Langgöns
Laubach
Lich
Linden
Pohlheim
Rabenau
Reiskirchen“

e) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 25 – Wetterau I – erhält folgen-
de Fassung:

„Wahlkreis 25 – Wetterau I –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Wetteraukreises:

Bad Vilbel
Friedberg (Hessen)
Karben
Niddatal
Rosbach v.d. Höhe
Wöllstadt"

f) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 26 – Wetterau II – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 26 – Wetterau II –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Wetteraukreises:

Altenstadt
Büdingen
Florstadt
Gedern
Glauburg
Hirzenhain
Kefenrod
Limeshain
Nidda
Ortenberg
Ranstadt“

g) Nach der Beschreibung des Wahl-
kreises 26 – Wetterau II – wird ein-
gefügt:

„Wahlkreis 27 – Wetterau III –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Wetteraukreises:

Bad Nauheim
Butzbach
Echzell
Münzenberg
Ober-Mörlen

Reichelsheim (Wetterau)
Rockenberg
Wölfersheim“

h) Der bisherige Wahlkreis 27 –
Rheingau-Taunus I – erhält die
Nummer 28, der bisherige Wahl-
kreis 28 – Rheingau-Taunus II –
erhält die Nummer 29.

i) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 29 – Wiesbaden I – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 30 – Wiesbaden I –

umfasst folgende Ortsbezirke der
kreisfreien Stadt Wiesbaden:

Mitte von Alt-Wiesbaden
Nordost von Alt-Wiesbaden
Südost von Alt-Wiesbaden
Rheingauviertel/Hollerborn
Westend/Bleichstraße von Alt-
Wiesbaden
Dotzheim
Frauenstein
Klarenthal
Schierstein“

j) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 30 – Wiesbaden II – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 31 – Wiesbaden II –

umfasst folgende Ortsbezirke der
kreisfreien Stadt Wiesbaden:

Amöneburg
Auringen
Biebrich
Bierstadt
Breckenheim
Delkenheim
Erbenheim
Heßloch
Igstadt
Kastel
Kloppenheim
Kostheim
Medenbach
Naurod
Nordenstadt
Rambach
Sonnenberg“

k) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 31 – Wiesbaden III – wird ge-
strichen.

l) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 40 – Main-Kinzig I – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 40 - Main-Kinzig I -

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Main-Kinzig-Kreises:

Bruchköbel
Freigericht
Gründau
Hammersbach
Hasselroth
Langenselbold
Neuberg
Nidderau
Niederdorfelden
Rodenbach
Ronneburg
Schöneck“
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m) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 41 – Main-Kinzig II – erhält
folgende Fassung:

„Wahlkreis 41 - Main-Kinzig II -

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Main-Kinzig-Kreises:

Erlensee
Großkrotzenburg
Hanau
Maintal“

n) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 42 – Main-Kinzig III – erhält
folgende Fassung:

„Wahlkreis 42 – Main-Kinzig III –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Main-Kinzig-Kreises:

Bad Orb
Bad Soden-Salmünster
Biebergemünd
Birstein
Brachttal
Flörsbachtal
Gelnhausen
Jossgrund
Linsengericht
Schlüchtern
Sinntal
Steinau an der Straße
Wächtersbach
sowie den Gutsbezirk Spessart“

o) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 47 – Groß-Gerau I – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 47 – Groß-Gerau I –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Groß-
Gerau:

Bischofsheim
Ginsheim-Gustavsburg
Kelsterbach
Nauheim
Raunheim
Rüsselsheim“

p) Die Beschreibung des Wahlkrei-
ses 48 – Groß-Gerau II – erhält fol-
gende Fassung:

„Wahlkreis 48 – Groß-Gerau II –

umfasst folgende Städte und Ge-
meinden des Landkreises Groß-
Gerau:

Biebesheim am Rhein
Büttelborn
Gernsheim
Groß-Gerau
Mörfelden-Walldorf
Riedstadt
Stockstadt am Rhein
Trebur“

Artikel 22)

Änderung des Hessischen 
Abgeordnetengesetzes

Das Hessische Abgeordnetengesetz
vom 18. Oktober 1989 (GVBl. I S. 261),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Juli 2003 (GVBl. I S. 202), wird wie
folgt geändert:

1. In § 16 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte
„Annahme des Mandats“ durch die
Worte „dem Erwerb der Rechtsstellung
eines Abgeordneten“ ersetzt.

2. § 23 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„Die in §§ 5, 6, 7 und 16 geregelten
Ansprüche entstehen mit dem Erwerb
der Rechtsstellung eines Abgeordne-
ten; wenn die Wahlperiode des letzten
Landtags noch nicht abgelaufen ist,
entstehen sie für gewählte Bewerber
mit der Feststellung des Wahlergebnis-
ses im Lande.“

3. In § 30 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte
„der Annahme der Wahl“ durch die
Worte „dem Erwerb der Rechtsstellung
eines Abgeordneten; wenn die Wahl-
periode des letzten Landtags noch
nicht abgelaufen ist, beginnt es für ge-
wählte Bewerber mit der Feststellung
des Wahlergebnisses im Lande“ ersetzt.

Artikel 3

Ermächtigung zur Neufassung

Die für das Landtagswahlrecht zustän-
dige Ministerin oder der hierfür zuständi-
ge Minister wird ermächtigt, das Land-
tagswahlgesetz in der sich aus diesem
Gesetz ergebenden Fassung in neuer Pa-
ragraphenfolge und mit neuem Datum
bekannt zu machen und dabei Unstim-
migkeiten des Wortlauts zu bereinigen.

Artikel 4

Übergangsvorschriften

(1) Für die Nachfolge von Abgeordne-
ten im Laufe der Wahlperiode des 
16. Hessischen Landtags gilt § 40 in Ver-
bindung mit § 37 Abs. 2, § 38 des Land-
tagswahlgesetzes in der bis zum In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes geltenden Fassung.

(2) Die Wahlkreiseinteilung nach Art. 1
Nr. 16 gilt erstmals für die Wahl zum 
17. Hessischen Landtag.

Artikel 5

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r2) Ändert GVBl. II 12-10
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Artikel 11)

Änderung des Gesetzes für die hessi-
schen Universitätskliniken

Das Gesetz für die hessischen Univer-
sitätskliniken vom 26. Juni 2000 (GVBl. I
S. 344), geändert durch Gesetz vom 
31. Oktober 2001 (GVBl. I S. 434), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Klinikum der Johann-
Wolfgang-Goethe-Universität mit
Sitz in Frankfurt am Main (Univer-
sitätsklinikum Frankfurt) ist eine
rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Rechts.“

b) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Die Vorschriften dieses Ge-
setzes gelten auch für das Univer-
sitätsklinikum Gießen und Mar-
burg, soweit im Gesetz über die
Errichtung des Universitätsklini-
kums Gießen und Marburg vom
16. Juni 2005 (GVBl. I S. 432)
nichts Abweichendes bestimmt
ist.“

2. In § 4 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte
„vier Millionen Deutsche Mark“
durch die Worte „zwei Millionen Eu-
ro“ ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte
„der klinischen“ gestrichen.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 6
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen
Hochschulgesetzes“ durch „§ 7
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen
Hochschulgesetzes“ ersetzt.

cc) Als Satz 4 wird angefügt:

„Die Erfüllung der vorstehen-
den Aufgaben ist Gegenstand
der nach § 15 zu treffenden
Vereinbarung.“

b) In Abs. 2 werden vor dem Punkt
die Worte „oder stellt deren Erfül-
lung sicher“ eingefügt.

c) In Abs. 3 Satz 3 werden die Worte
„der Landesregierung und“ gestri-
chen.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) In dem neuen Abs. 1 Nr. 2 werden
vor dem Komma die Worte „als
stellvertretende Vorsitzende oder
stellvertretender Vorsitzender“
eingefügt.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Beim Universitätsklinikum
Gießen und Marburg gehören die
Dekaninnen oder Dekane der
Fachbereiche Medizin beider Uni-
versitäten dem Vorstand an. Die
anderen Mitglieder des Vorstands
nach Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 erhalten
jeweils zwei Stimmrechte. Das
Nähere regelt die Geschäftsord-
nung.“

5. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 erhält folgende
Fassung:

„6. die Abgabe von Stellungnah-
men zu Maßnahmen der
Struktur- und Entwicklungs-
planung, zur Ausschreibung
von Professuren sowie zu Be-
rufungsvorschlägen des Fach-
bereichs Medizin im Bereich
der klinischen Medizin,“.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird nach dem
Wort „des“ das Wort „jeweiligen“
eingefügt.

6. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Amtszeit der Mitglieder
des Aufsichtsrates, die ihm nicht
kraft Amtes angehören, beträgt
vier Jahre. Das Ministerium für
Wissenschaft und Kunst bestellt für
die Mitglieder nach Abs. 1 Nr. 1
bis 4 Stellvertretungen, für die
Mitglieder nach Nr. 3 und Nr. 4 auf
Vorschlag der entsendenden Stel-
le. Wird für ein Mitglied keine
Stellvertretung bestellt, kann die-
ses im Falle der Verhinderung
durch schriftliche Stimmabgabe an
der Beschlussfassung teilnehmen.
Das Nähere regelt die Geschäfts-
ordnung des Aufsichtsrats.“

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Mitglieder werden vom
Ministerium für Wissenschaft und
Kunst bestellt, sofern die Mitglied-
schaft nicht kraft Amtes wahrge-
nommen wird. Der Klinikumsvor-
stand kann Mitglieder nach Abs. 1
Nr. 5 vorschlagen.“

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes für die hessischen Universitätskliniken 

und anderer Vorschriften

Vom 15. Dezember 2005

*) Ändert GVBl. II 351-58



7. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Ärztliche Direktorin oder
der Ärztliche Direktor wird in ärztli-
chen Angelegenheiten durch die
stellvertretende Ärztliche Direktorin
oder den stellvertretenden Ärztlichen
Direktor vertreten. Im Übrigen ob-
liegt die Stellvertretung der Kauf-
männischen Direktorin oder dem
Kaufmännischen Direktor.“

8. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Ärztliche Direktorin oder
der Ärztliche Direktor sowie die Stell-
vertreterin oder der Stellvertreter
müssen die Einstellungsvorausset-
zungen für Mitglieder der Professo-
rengruppe mit ärztlichen Aufgaben
erfüllen und über Erfahrungen in der
Betriebsleitung sowie im Kranken-
hauswesen verfügen. Der Aufsichts-
rat schreibt die Stelle der Ärztlichen
Direktorin oder des Ärztlichen Direk-
tors öffentlich aus und entscheidet, ob
das Amt haupt- oder nebenamtlich
wahrgenommen wird.“

9. In § 18 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„26. August 1998 (BGBl. I S. 2512)”
durch „23. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 2848)“ ersetzt.

10. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe
„§ 7“ durch die Angabe „§ 8“ er-
setzt.

b) In Abs. 6 Satz 2 wird die Angabe
„6. Juli 1999 (GVBl. I S. 338)“
durch „17. Oktober 2005 (GVBl. I
S. 674)“ ersetzt.

c) Abs. 9 erhält folgende Fassung:

„(9) Das Universitätsklinikum
kann eigenes nicht wissenschaftli-
ches Personal neu einstellen. Für
dieses Personal gelten bis zum Ab-
schluss eigener kollektiver arbeits-
rechtlicher Regelungen die ar-
beits-, sozialversicherungs- und ta-
rifrechtlichen Bestimmungen des
Landes.“

11. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden ein Se-
mikolon und die Worte „Klinische
Zentren“ angefügt.

b) In Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe
„§ 56 „ durch „§ 58“ ersetzt.

c) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Zur Koordination und Opti-
mierung der Betriebsabläufe von
Abteilungen und sonstigen Orga-
nisationseinheiten des Univer-
sitätsklinikums können klinische
Zentren gebildet werden. Dabei
sind die Festlegungen der Struk-
turplanung der Universitäten zu
berücksichtigen. Für die Bestel-

lung der Zentrumsleitung gilt 
Abs. 2 entsprechend. Aufgaben
und Befugnisse der Zentrumslei-
tung regelt der Aufsichtsrat.“

12. § 25 erhält folgende Fassung:

„Ist zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tre-
tens dieses Gesetzes eine Ärztliche
Direktorin oder ein Ärztlicher Direk-
tor nebenamtlich tätig, so kann sie
oder er diese Funktion bis zum Ende
der laufenden Amtszeit weiterhin ne-
benamtlich ausüben.“

13. Nach § 25 wird als § 25a eingefügt:

„§ 25a

Universitätsklinikum in privater
Rechtsform

(1) Für ein Universitätsklinikum in
privater Rechtsform gelten nur die
Bestimmungen über

1. das Betriebsvermögen (§ 2 Abs. 1
Satz 4 bis 6),

2. die Aufgaben des Universitätskli-
nikums (§ 5 Abs. 1 und 2),

3. die Zusammenarbeit zwischen
Universitätsklinikum und Univer-
sität (§ 15),

4. die Nebentätigkeiten (§ 23)

mit den in Abs. 2 bis 7 genannten
Maßgaben.

(2) Das Universitätsklinikum in
privater Rechtsform muss mit den
aufgrund der Vereinbarung nach § 15
zu konkretisierenden Aufgaben nach
§ 5 Abs. 1 beliehen werden und un-
tersteht insoweit der Rechtsaufsicht
des Ministeriums für Wissenschaft
und Kunst. Die zwischen dem Univer-
sitätsklinikum in privater Rechtsform
einerseits und der jeweiligen Univer-
sität und ihrem Fachbereich Medizin
andererseits zu schließende Verein-
barung nach § 15 Abs. 1 ist ein öffent-
lich-rechtlicher Vertrag und bedarf
der Zustimmung des Ministeriums für
Wissenschaft und Kunst. Die Belei-
hung kann auch Aufgaben nach § 22
Abs. 5 Satz 1 umfassen. Das Ministe-
riums wacht darüber, dass die öffent-
lich-rechtlichen Bestimmungen ein-
gehalten werden, und insbesondere
darüber, dass das Universitätsklini-
kum in privater Rechtsform die Frei-
heit in Forschung und Lehre wahrt
und jederzeit sicherstellt, dass die
Mitglieder der Universität die durch
Art. 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgeset-
zes verbürgten Grundrechte und die
in § 4 Abs. 2 bis 4 des Hochschulrah-
mengesetzes beschriebenen Freihei-
ten wahrnehmen können. Es kann in
Wahrnehmung dieser Aufgaben die
erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen
treffen, insbesondere

1. Informationen und die Vorlage von
Unterlagen auf Kosten des Univer-
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sitätsklinikums in privater Rechts-
form anfordern,

2. die Geschäftsräume des Univer-
sitätsklinikums in privater Rechts-
form betreten,

3. rechtswidrige Maßnahmen und
Beschlüsse beanstanden und

4. die Erfüllung der dem Univer-
sitätsklinikum in privater Rechts-
form obliegenden Pflichten inner-
halb angemessener Frist verlan-
gen.

Anträge auf rechtsaufsichtliche Prü-
fung sind binnen angemessener Frist
zu bescheiden. 

Die Kosten der wahrzunehmenden
Aufgaben regelt die Vereinbarung
nach § 15. § 2 Abs. 1 Satz 4 bis 6 fin-
det Anwendung, solange das Land al-
leiniger Gesellschafter des Univer-
sitätsklinikums in privater Rechtsform
ist.

(3) Bei Überführung eines Univer-
sitätsklinikums in eine private
Rechtsform ist die Erfüllung der Auf-
gaben, insbesondere die Wahrung
der Belange von Forschung und Leh-
re, durch Vereinbarungen sicherzu-
stellen. Insbesondere muss die Ver-
antwortung des jeweiligen Fachbe-
reichs Medizin für Umfang und
Struktur der Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses sowie für
Forschung und Lehre und die hierfür
verfügbaren personellen und sächli-
chen Ressourcen erhalten bleiben.
Das für die medizinische Ausbildung
nach den jeweiligen Ausbildungsord-
nungen erforderliche Fächerspektrum
in der klinischen Medizin ist zu ge-
währleisten. Die Belange von For-
schung und Lehre sind auch im lau-
fenden Betrieb zu beachten. Der je-
weilige Fachbereich ist kontinuierlich
zu informieren. Hierzu ist die Teilnah-
me des jeweiligen Dekans an den Sit-
zungen der Geschäftsleitung des Uni-
versitätsklinikums in privater Rechts-
form mit beratender Stimme und ei-
nem Antragsrecht vertraglich sicher-
zustellen.

Eine Veräußerung der Mehrheit der
Anteile an einem Universitätsklini-
kum in privater Rechtsform durch das
Land Hessen an einen Dritten setzt
voraus, dass aufgrund der nach § 15
geschlossenen Vereinbarungen und
aufgrund etwaiger weiterer mit dem
Universitätsklinikum in privater
Rechtsform sowie seinem Mehrheits-
gesellschafter geschlossener Verein-
barungen die Erfüllung der Aufgaben
nach § 5 Abs. 1 und 2 dauerhaft ge-
währleistet ist. Die nach § 15 beste-
henden Vereinbarungen sind dem-
entsprechend zu überprüfen und so-
weit erforderlich anzupassen. Darü-
ber hinaus ist das Land verpflichtet,
durch vertragliche Regelungen mit
dem Erwerber der Anteilsmehrheit
dafür Sorge zu tragen, dass der Be-
trieb des Universitätsklinikums in pri-

vater Rechtsform sowohl den Anfor-
derungen von Forschung und Lehre
als auch denjenigen der Krankenver-
sorgung genügt. Es sind insbesondere
geeignete Vorkehrungen verfahrens-
rechtlicher oder organisatorischer Art
zu treffen, dass zwischen Fachbereich
und Universität einerseits und Uni-
versitätsklinikum in privater Rechts-
form andererseits kooperative Ent-
scheidungswege ermöglicht werden.

(4) Kommt eine Einigung zwischen
der Universität und dem mit Aufga-
ben nach § 5 Abs. 1 beliehenen Uni-
versitätsklinikum in privater Rechts-
form

1. in Fällen, in denen Belange von
Forschung und Lehre berührt wer-
den, oder

2. über das Zustandekommen oder
eine Anpassung von Vereinbarun-
gen nach § 15

nicht zustande, entscheidet auf An-
trag des geschäftsführenden Organs
des Universitätsklinikums in privater
Rechtsform oder eines Dekanats eine
Schlichtungskommission. Bei der Ent-
scheidung der Schlichtungskommissi-
on ist ein angemessener Ausgleich
zwischen den grundgesetzlich ge-
schützten Interessen beider Seiten
unter Beachtung bestehender Verein-
barungen nach § 15 sicherzustellen.
Bis zu einer Entscheidung der
Schlichtungskommission über Fra-
gen, die Satz 1 Nr. 2 betreffen, kann
das Ministerium für Wissenschaft und
Kunst vorläufige Maßnahmen anord-
nen. Die Schlichtungskommission
setzt sich wie folgt zusammen: Vertre-
tung der Universitäten, der Fachbe-
reiche Medizin und des Landes einer-
seits sowie Vertretung des Univer-
sitätsklinikums in privater Rechtsform
andererseits. Den Vorsitz führt eine
vom Ministerium für Wissenschaft
und Kunst im Einvernehmen mit dem
Mehrheitsgesellschafter des Univer-
sitätsklinikums in privater Rechtsform
bestellte Person. Die Zahl der Stim-
men der Vertretungen von Univer-
sitäten, Fachbereichen Medizin und
Land entspricht der Zahl der Stimmen
des geschäftsführenden Organs des
Klinikums und Mehrheitsgesellschaf-
ters des Universitätsklinikums in pri-
vater Rechtsform. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die mit dem Vorsitz
betraute Person. Die Schlichtungs-
kommission gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Beschlüsse der Schlich-
tungskommission unterliegen der
Rechtsaufsicht des Ministeriums für
Wissenschaft und Kunst.

(5) Wissenschaftliches Personal
steht in einem Beschäftigungsverhält-
nis zur Universität, soweit es Aufga-
ben in Forschung und Lehre wahr-
nimmt. Für den Aufgabenbereich
Krankenversorgung können Beschäf-
tigungsverhältnisse mit dem Univer-
sitätsklinikum in privater Rechtsform
begründet werden. Im Übrigen wer-
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den die Beschäftigten für die Aufga-
benwahrnehmung in der Kranken-
versorgung dem Universitätsklinikum
in privater Rechtsform von der Uni-
versität gegen Kostenerstattung ge-
stellt. Verbeamtete Beschäftigte wer-
den im Falle der Veräußerung der
Mehrheit der Geschäftsanteile an ei-
nen privaten Dritten dem Univer-
sitätsklinikum mit ihrer Zustimmung
zugewiesen. Mit Professorinnen und
Professoren soll das Universitätsklini-
kum in privater Rechtsform Chefarzt-
verträge abschließen. Die Zuständig-
keitsregelungen für Ernennungen,
Ruhestandsversetzungen und Maß-
nahmen nach der Hessischen Diszi-
plinarordnung bleiben unberührt. So-
weit wissenschaftliche Bedienstete
Aufgaben in Nebentätigkeit erfüllen,
gestattet das Universitätsklinikum in
privater Rechtsform auf der Grundla-
ge einer mit der Universität abzu-
schließenden Vereinbarung die Inan-
spruchnahme von Einrichtung, Perso-
nal oder Material gegen Kostenerstat-
tung. Die nebentätigkeitsrechtlichen
Vorschriften des Landes bleiben un-
berührt.

(6) Soweit Personalakten der Be-
schäftigten im Landesdienst im Auf-
trag der Universität vom Universitäts-
klinikum in privater Rechtsform ge-
führt werden, gelten die §§ 107 bis
107g des Hessischen Beamtengeset-
zes entsprechend. Personenbezogene
Daten der Beschäftigten im Landes-
dienst dürfen von der Universität an
das Universitätsklinikum in privater
Rechtsform übermittelt werden, so-
weit dies für Zwecke der ordnungs-
gemäßen Personalverwaltung durch
das Universitätsklinikum in privater
Rechtsform erforderlich ist.

(7) Die Bestimmungen des Hessi-
schen Krankenhausgesetzes 2002
vom 6. November 2002 (GVBl. I 
S. 662), geändert durch Gesetz vom
20. Dezember 2004 (GVBl. I S. 462),
bleiben unberührt.“

14. § 26 erhält folgende Fassung:

„§ 26

Änderung des Hessischen 
Personalvertretungsgesetzes

Das Hessische Personalver-
tretungsgesetz vom 24. März 1988
(GVBl. I S. 103)2), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 17. Oktober 2005
(GVBl. I S. 674), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 98 erhält folgende Fassung:

„§ 98

(1) Die bei einem Universitäts-
klinikum in der Rechtsform einer
Anstalt des öffentlichen Rechts
tätigen Landesbediensteten und

diejenigen Landesbediensteten, de-
ren Personalangelegenheiten dem
Universitätsklinikum zur Wahr-
nehmung übertragen sind, gelten
im Sinne dieses Gesetzes als Be-
schäftigte des Universitätsklini-
kums. Für ein Universitätsklini-
kum in privater Rechtsform gelten
die Abs. 2 bis 5.

(2) Bei einem Universitätsklini-
kum in privater Rechtsform ist der
Betriebsrat für das dort tätige wis-
senschaftliche Personal im Ange-
stelltenverhältnis entsprechend
den betriebsverfassungsrechtli-
chen Vorschriften zuständig.

(3) Soweit die Zuständigkeit
des Betriebsrates nach den be-
triebsverfassungsrechtlichen Vor-
schriften nicht gegeben ist, ist für
das von der Universität dem Uni-
versitätsklinikum in privater
Rechtsform gestellte oder zuge-
wiesene wissenschaftliche und
nicht wissenschaftliche Personal
im Landesdienst eine eigenständi-
ge Personalvertretung bei der Uni-
versität zu wählen. Der Betriebsrat
kann an den Sitzungen der Perso-
nalvertretung teilnehmen.

(4) Die Universität ist zugleich
oberste Dienstbehörde im Sinne
dieses Gesetzes; sie kann das Uni-
versitätsklinikum in privater
Rechtsform mit der Wahrnehmung
ihrer Befugnisse nach § 8 beauftra-
gen. Dies gilt nicht für Maßnah-
men nach § 25a Abs. 5 Satz 6 des
Gesetzes für die hessischen Uni-
versitätskliniken.

(5) In Angelegenheiten, die der
Mitbestimmung der Personalver-
tretung unterliegen, gilt § 71 mit
der Maßgabe, dass die oder der
Vorsitzende der Einigungsstelle
bei Nichteinigung beider Seiten
von der oder dem Vorsitzenden
der Landespersonalkommission
bestellt wird und sie oder er sich
bei der Beschlussfassung zunächst
der Stimme zu enthalten hat.
Kommt eine Stimmenmehrheit
nicht zustande, so nimmt die oder
der Vorsitzende nach weiterer Be-
ratung an der erneuten Beschluss-
fassung teil.

(6) Bei der Umwandlung eines
Universitätsklinikums von einer
Anstalt des öffentlichen Rechts in
eine Kapitalgesellschaft nach
Maßgabe des § 5 des Gesetzes
über die Errichtung des Univer-
sitätsklinikums Gießen und Mar-
burg vom 16. Juni 2005 (GVBl. I 
S. 432) üben die zum Stichtag des
Formwechsels amtierenden Mit-
glieder der Personalräte in Mar-
burg und Gießen bis zur Konstitu-
ierung von Betriebsräten, längs-
tens jedoch für die Dauer von
sechs Monaten ab dem Formwech-
sel, die Rechte und Pflichten eines
Betriebsrats nach dem Betriebsver-
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fassungsgesetz in der Fassung 
vom 25. September 2001 (BGBl. I
S. 2518), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 18. Mai 2004 
(BGBl. I S. 974), im Sinne eines
Übergangsmandates aus. Die Ge-
schäfte des Gesamtbetriebsrates
werden im Wege eines Über-
gangsmandates bis zur Dauer von
sechs Monaten von den Mitglie-
dern der Personalräte wahrgenom-
men. Vorstehendes gilt entspre-
chend für die Jugend- und Ausbil-
dungsvertretung, die Schwerbe-
hindertenvertretung und weitere
Interessenvertretungen der Mitar-
beiter. Bei der Anstalt des öffentli-
chen Rechts Universitätsklinikum
Gießen und Marburg anwendbare
Dienstvereinbarungen und Rege-
lungsabreden, einschließlich et-
waiger Gesamtdienstvereinbarun-
gen, gelten nach dem Formwech-
sel als Betriebsvereinbarungen im
Sinne des § 77 Abs. 2 des Betriebs-
verfassungsgesetzes und als Rege-
lungsabreden fort, bis sie durch
die Betriebsparteien anerkannt,
geändert oder aufgehoben wer-
den.“

2. In § 99 werden die Worte „Das
Universitätsklinikum und“ gestri-
chen.“

15. § 27 erhält folgende Fassung:

„§ 27

Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme
des § 26 mit Ablauf des 31. Dezember
2010 außer Kraft.“

Artikel 23)

Änderung des Hessischen 
Hochschulgesetzes

Das Hessische Hochschulgesetz in der
Fassung vom 31. Juli 2000 (GVBl. I 
S. 374), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 218), wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 51 Abs. 3 werden folgende Sät-
ze angefügt:

„In der Grundordnung kann vorgese-
hen werden, dass die Funktion haupt-
amtlich wahrgenommen wird. In die-
sem Fall soll die Stelle öffentlich aus-
geschrieben und eine Amtszeit von
nicht weniger als 6 Jahren vorgesehen
werden.“

2. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Fachbereich Medizin er-
füllt seine Aufgaben in Forschung

und Lehre in Zusammenarbeit mit
dem Universitätsklinikum. Zur Vor-
bereitung von Strukturentscheidun-
gen des Fachbereichs Medizin der
Johann-Wolfgang-Goethe-Universi-
tät Frankfurt am Main sowie der
Fachbereiche Medizin der Justus-
Liebig-Universität Gießen und der
Philipps-Universität Marburg nach
§ 50 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 in Verbin-
dung mit § 59 Abs. 2 Satz 3 werden
am Standort Frankfurt und gemein-
sam für die Standorte Gießen und
Marburg Strukturkommissionen ge-
bildet; im Bereich der klinischen
Medizin mit dem jeweiligen Uni-
versitätsklinikum. Der jeweiligen
Strukturkommission gehören min-
destens eine Vertreterin oder ein
Vertreter des Dekanats und des
Präsidiums sowie im Bereich der
klinischen Medizin des Univer-
sitätsklinikums an. In der für die
Standorte Gießen und Marburg ge-
bildeten Strukturkommission sind
beide Dekanate und beide Präsidi-
en vertreten. Nach Behandlung
durch die zuständigen Hochschul-
gremien wird das Universitätsklini-
kum in Angelegenheiten der klini-
schen Medizin um Zustimmung ge-
beten. Das Ergebnis der Abstim-
mung zwischen Universität und
Universitätsklinikum wird in der
Struktur- und Entwicklungsplanung
nach § 88 Abs. 2 und 5 berücksich-
tigt unter dem Vorbehalt, dass die
Finanzierung gesichert werden
kann. Kommt ein Einvernehmen
mit einem Universitätsklinikum in
privater Rechtsform nicht zustande,
kann das Verfahren nach § 25a 
Abs. 4 des Gesetzes für die hessi-
schen Universitätskliniken durch-
geführt werden. Satz 6 gilt entspre-
chend. Bei der Bildung Klinischer
Zentren nach § 24 Abs. 4 des Geset-
zes für die hessischen Universitäts-
kliniken sind die Festlegungen der
Strukturplanung zu berücksichti-
gen.“

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Bei Berufungsverfahren für
klinische Professuren wird ein Ver-
treter des Universitätsklinikums be-
teiligt. Das Universitätsklinikum
kann einem Berufungsvorschlag wi-
dersprechen, wenn die Bewerberin
oder der Bewerber für die Wahr-
nehmung der Aufgaben in der
Krankenversorgung nicht geeignet
ist. Der Widerspruch ist gegenüber
der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten der Universität schriftlich zu be-
gründen. Im Falle des Widerspruchs
entscheidet das Ministerium nach
Anhörung der Berufungskommissi-
on.“

c) Als neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Abs. 2 gilt auch für ein Uni-
versitätsklinikum in privater
Rechtsform mit der Maßgabe, dass
in Konfliktfällen das Verfahren3) Ändert GVBl. II 70-205
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nach § 25a Abs. 4 des Gesetzes für
die hessischen Universitätskliniken
durchzuführen ist. Die Letztent-
scheidungskompetenz des Ministe-
riums für Wissenschaft und Kunst
bleibt in Berufungsverfahren gege-
ben.“

d) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4.

3. Dem § 59 Abs. 1 werden folgende Sät-
ze 3 und 4 angefügt:

„Das Amt der Dekanin oder des De-
kans kann hauptamtlich oder neben-
amtlich wahrgenommen werden. Die
Entscheidung hierüber trifft der Se-
nat.“

4. § 60 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Sie kann ihr aufgrund des § 40
Abs. 1 Satz 2 des Arzneimittelge-
setzes zur Prüfung vorgelegte For-
schungsvorhaben bewerten.“

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort
„Einzelheiten“ die Worte „zu den
Aufgaben der Ethikkommission“
sowie ein Komma eingefügt.

Artikel 3

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

C o r t s
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Artikel 1

Das Berufsstandsmitwirkungsgesetz
vom 15. Juli 1997 (GVBl. I S. 227), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. März
2005 (GVBl. I S. 229), wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Übersicht werden der Zweite
und Dritte Abschnitt wie folgt gefasst:

„Zweiter Abschnitt

Ortslandwirtinnen und Ortslandwirte

§ 5 Benennung der Ortslandwirtinnen
und Ortslandwirte

§ 6 Voraussetzungen der Benennung

Dritter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 7 Änderung des Landesamtsgeset-
zes

§ 8 Aufhebung bisherigen Rechts

§ 9 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-
Treten“

2. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 Nr. 5 erhält folgende Fas-
sung:

„5. die in Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 bis 5
bezeichneten Angelegenhei-
ten.“

b) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Wird die Zustimmung verweigert,
entscheidet in Angelegenheiten
nach Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 und Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 die Leitung der für die
landwirtschaftliche Ausbildung zu-
ständigen Behörde nach dem Be-
rufsbildungsgesetz vom 23. März
2005 (BGBl. I S. 931) und in allen
übrigen Angelegenheiten das Re-
gierungspräsidium, jeweils nach
Anhörung des Gebietsagraraus-
schusses.“

3. Der Zweite Abschnitt erhält folgende
Fassung:

„Zweiter Abschnitt

Ortslandwirtinnen und Ortslandwirte

§ 5

Benennung der Ortslandwirtinnen 
und Ortslandwirte

(1) In allen Gemeinden werden
Ortslandwirtinnen und Ortslandwirte
sowie deren Stellvertretungen vom
Gebietsagrarausschuss des jeweiligen

Landkreises für sechs Jahre benannt.
Liegen nach einer öffentlichen Be-
kanntgabe des Benennungstermins
Bewerbungen mehrerer Personen für
eine Benennung vor, so führt der Ge-
bietsagrarausschuss ein Auswahlver-
fahren durch. In diesem Verfahren
werden die Benennungsberechtigten
nach § 6 aus den jeweiligen Orten und
Ortsteilen zu einer Versammlung ein-
geladen, in der über die Bewerbungen
abgestimmt wird. Das Abstimmungser-
gebnis ist für die Benennung bindend.
Die Einzelheiten des Auswahlverfah-
rens werden vom Landesagraraus-
schuss festgelegt.

(2) Die Namen der benannten Orts-
landwirtinnen und Ortslandwirte wer-
den in geeigneter Weise bekannt ge-
macht.

(3) Die Größe der Amtsbezirke der
Ortslandwirtinnen und Ortslandwirte
legt der jeweilige Gebietsagraraus-
schuss fest. Dabei können für eine Ge-
meinde mehrere Amtsbezirke gebildet
werden; für einen Amtsbezirk können
mehrere Ortslandwirtinnen oder Orts-
landwirte benannt werden.

(4) Ist für einen Bezirk keine Benen-
nung zustande gekommen oder steht
die oder der Benannte im Benen-
nungszeitraum nicht mehr zur Verfü-
gung, so erfolgt eine erneute Benen-
nung durch den Gebietsagraraus-
schuss.

§ 6

Voraussetzungen der Benennung

(1) Benannt werden kann, wer am
Stichtag

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne
des Art. 116 Abs. 1 des Grundgeset-
zes ist oder die Staatsangehörigkeit
eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union besitzt,

2. das 18. Lebensjahr vollendet hat,

3. in Hessen seit mindestens drei Mo-
naten ununterbrochen ihren oder
seinen Wohnsitz hat und in einem
landwirtschaftlichen Betrieb ab 2 ha
landwirtschaftlicher Nutzfläche, bei
Sonderkulturen ab 0,2 ha landwirt-
schaftlicher Nutzfläche als Betriebs-
inhaberin oder Betriebsinhaber,
überwiegend in dem Betrieb als
mithelfende Familienangehörige
oder mithelfender Familienan-
gehöriger oder als Arbeitnehmerin
oder Arbeitnehmer tätig ist.

(2) Fällt eine Voraussetzung der Be-
nennung fort, so endet damit das Man-
dat.“

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Berufsstandsmitwirkungsgesetzes*)

Vom 15. Dezember 2005

*) Ändert GVBl. II 800-42
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4. § 7 wird aufgehoben.

5. Der Dritte Abschnitt wird wie folgt
geändert:

a) Die bisherigen §§ 8 bis 10 werden
§§ 7 bis 9.

b) Der neue § 9 erhält folgende Fas-
sung:

„§ 9

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Es tritt mit
Ausnahme der §§ 7 und 8 mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2010 außer
Kraft."

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l
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§ 1

Dem am 11. Oktober 2005 und 20. Ok-
tober 2005 unterzeichneten Staatsvertrag
zwischen dem Land Hessen, dem Land
Niedersachsen und dem Land Sachsen-
Anhalt über die Errichtung der Nordwest-
deutschen Forstlichen Versuchsanstalt
wird zugestimmt.

§ 2

(1) Der Staatsvertrag wird nachstehend
mit Gesetzeskraft veröffentlicht.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag
nach seinem Art. 8 Abs. 2 in Kraft tritt, ist
im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I
bekannt zu geben.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen, 

dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt 
über die Errichtung der Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt 

(NW-FVA)*)

Vom 15. Dezember 2005

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l

Anlage
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Anlage

Zu § 2 Abs. 1:

Staatsvertrag
zwischen dem Land Hessen, dem Land Niedersachsen 

und dem Land Sachsen-Anhalt
über die Errichtung der Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt

Das Land Hessen, das Land Nieder-
sachsen und das Land Sachsen-Anhalt
schließen, vorbehaltlich der Zustimmung
ihrer gesetzgebenden Organe, nachste-
henden Staatsvertrag:

Präambel

(1) Es ist gemeinsamer Wille der Lan-
desregierungen von Hessen, Niedersach-
sen und Sachsen-Anhalt, ihre bestehen-
den Einrichtungen für forstliches Ver-
suchswesen in der Nordwestdeutschen
Forstlichen Versuchsanstalt als gemeinsa-
me Dienststelle zusammenzuführen.

(2) Durch diese Kooperation im forstli-
chen Versuchswesen werden das forstli-
che Versuchswesen langfristig gesichert,
seine Ergebnisse für eine praxisnahe
Waldbewirtschaftung effizienter und
günstiger bereitgestellt, seine Bedeutung
und Schlagkraft gestärkt, sein forstlicher
Stellenwert erhalten und seine Kompe-
tenz erhöht.

(3) Gemeinsame Träger dieser Dienst-
stelle sind die Länder Hessen, Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt. Bei der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt handelt es sich um eine unmittel-
bar den für Forsten zuständigen Ministe-
rien der Länder (im Folgenden Fachmi-
nisterien) nachgeordnete Behörde.

(4) Die Gleichberechtigung der Träger
findet in einer auf Dauer angelegten aus-
gewogenen Verteilung der Kompetenzen
mit qualifizierten Dauerarbeitsplätzen an
den Standorten der Dienststelle ihren
Ausdruck.

(5) Für Hessen, Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt wird die neue Einrich-
tung zur zentralen Dienstleisterin für alle
Waldbesitzenden auf dem Gebiet des
forstlichen Versuchswesens. Die Fachmi-
nisterien schaffen die personellen und fi-
nanziellen Voraussetzungen für eine
sachgerechte Aufgabenerfüllung der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt. Sie unterstützen die Nordwest-
deutsche Forstliche Versuchsanstalt darü-
ber hinaus in der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben. Durch den Zusammenschluss
und die Bildung einer gemeinsamen
Dienststelle ergeben sich Synergieeffekte,
die Kostensenkungen und Effizienzstei-
gerungen bewirken.

(6) Dieser Staatsvertrag ist für den Bei-
tritt anderer Länder offen.

Artikel 1

(1) Das Land Hessen, das Land Nieder-
sachsen und das Land Sachsen-Anhalt er-
richten zur Kooperation im forstlichen

Versuchswesen eine gemeinsame Behör-
de.

(2) Die gemeinsame Behörde wird mit
Sitz in Göttingen an den Standorten Göt-
tingen und Hannoversch Münden einge-
richtet; sie führt die Bezeichnung „Nord-
westdeutsche Forstliche Versuchsanstalt“,
abgekürzt „NW-FVA“.

Artikel 2

Die Nordwestdeutsche Forstliche Ver-
suchsanstalt ist eine auftragsorientierte
Einrichtung der sie tragenden Bundeslän-
der. Sie arbeitet im forstlichen For-
schungs- und Versuchswesen einschließ-
lich des Monitorings anwendungs- und
praxisorientiert und berät alle Waldbesit-
zenden auf der Grundlage abgesicherter
Erkenntnisse der forstlichen Forschung.

Artikel 3

(1) Die Fachministerien stimmen sich
über die die Nordwestdeutsche Forstliche
Versuchsanstalt betreffenden grundsätzli-
chen Fragen ab und regeln insbesondere
die Grundsätze der Aufgabenwahrneh-
mung und die wesentlichen Personal-,
Organisations- und Haushaltsangelegen-
heiten der Nordwestdeutschen Forstli-
chen Versuchsanstalt in einer Verwal-
tungsvereinbarung.

(2) Die Fachministerien können, in
Niedersachsen vorbehaltlich der Zustim-
mung der Landesregierung, die Einrich-
tungen, welche ihre Landesforsten be-
wirtschaften, mit der Durchführung der
vereinbarten Aufgaben im Rahmen der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt beauftragen.

Artikel 4

(1) Die Nordwestdeutsche Forstliche
Versuchsanstalt untersteht der Aufsicht
der Fachministerien. Ein Steuerungsaus-
schuss übt die Fachaufsicht aus.

(2) Der Steuerungsausschuss setzt sich
zusammen aus jeweils einer Vertreterin
oder einem Vertreter der Fachministerien
und jeweils einer Vertreterin oder einem
Vertreter der Einrichtungen, welche die
Landesforsten der beteiligten Länder be-
wirtschaften.

(3) Der Steuerungsausschuss gibt sich
eine Geschäftsordnung, die der Genehmi-
gung der Fachministerien bedarf.

(4) Der Steuerungsausschuss geneh-
migt die jährlich vorzulegenden Arbeits-
pläne und nimmt die Jahresabschlüsse
sachlich und finanziell ab. Ferner legt er
die in einem dreijährigen Turnus zu über-
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prüfenden Sachkostenansätze der Ver-
suchsanstalt fest.

(5) Die Länder Hessen und Nieder-
sachsen haben jeweils zwei Stimmen,
Sachsen-Anhalt hat eine Stimme. Be-
schlüsse werden, soweit nicht in der Ge-
schäftsordnung anders vorgesehen, ein-
vernehmlich gefasst.

(6) Die Geschäftsordnung regelt die
Wahrnehmung des Stimmrechtes.

Artikel 5

(1) Die Ausstattung der Nordwestdeut-
schen Forstlichen Versuchsanstalt mit
Personal, Sach- und Investitionsmitteln
wird von den Fachministerien im Rahmen
der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel für den Zeitpunkt der Gründung
der Nordwestdeutschen Forstlichen Ver-
suchsanstalt einvernehmlich festgelegt.
Die Verteilung der Stellen und der Sach-
kosten und Investitionen soll jeweils fol-
gendem Länderschlüssel entsprechen:
Hessen 38,5 v.H., Niedersachsen 49,5 v.H.
und Sachsen-Anhalt 12,0 v.H. Ein Perso-
nalüberhang an planmäßig Beschäftigten
ist durch das jeweilige Land ohne An-
rechnung auf den Länderschlüssel zu fi-
nanzieren.

(2) Einnahmen und Ausgaben aus
Drittmittelprojekten sind bei der Berech-
nung der Gesamtkostenanteile nicht zu
berücksichtigen. In diesen Fällen wird ei-
ne angemessene Abgeltung der Verwal-
tungskosten durch den Steuerungsaus-
schuss festgelegt.

Sonstige ungeplante Einnahmen der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt dürfen im Rahmen des Korrespon-
denzvermerkes zusätzlich verausgabt
werden. Sie werden vor der Abrechnung
mit den Ländern von dem Gesamtausga-
bevolumen abgezogen.

(3) Die Länder bleiben Arbeitgeber
oder Dienstherr des von ihnen in der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt eingesetzten Personals. Planstellen
und Stellen bleiben in den jeweiligen
Haushalten der Länder veranschlagt.

(4) Die Leiterin oder der Leiter der
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchs-
anstalt ist Dienst- und Fachvorgesetzte
oder Dienst- und Fachvorgesetzter aller
Beschäftigten der Nordwestdeutschen
Forstlichen Versuchsanstalt. Die beteilig-
ten Länder regeln die dienst- und perso-
nalrechtlichen Befugnisse für ihre Be-
schäftigten.

(5) Die Leiterin oder der Leiter nimmt
ihre oder seine Aufgabe im Namen und
im Auftrag der jeweils betroffenen Ver-
tragspartei wahr. Durch die Einrichtung
der einheitlichen Leitung wird die Gel-
tung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Vertragsparteien nicht
berührt. Im Außenverhältnis treten die
drei Länder gesamtschuldnerisch, vertre-
ten durch die Leiterin oder den Leiter,
auf.

(6) Die Leiterin oder der Leiter wird
durch den Steuerungsausschuss einver-

nehmlich im Rahmen eines Auswahlver-
fahrens ausgewählt und durch jeweils ei-
ne der Vertragsparteien im Einvernehmen
mit den anderen Vertragsparteien be-
stellt.

(7) Ein Anspruch zur Wiederbesetzung
eines konkreten Arbeitsplatzes oder
Dienstpostens mit Bediensteten eines be-
stimmten Landes besteht nicht. Mittelfri-
stig ist die Einhaltung des Länderschlüs-
sels anzustreben. Der gegebenenfalls er-
forderliche finanzielle Ausgleich wird in
einer Vereinbarung geregelt.

(8) Die genutzten Landesliegenschaf-
ten bleiben im Eigentum des jeweiligen
Landes. Es trägt etwaige Erstinvestitions-
kosten, während die Unterhaltung der
Gebäude und Mieten und Nutzungsent-
gelte von der Nordwestdeutschen Forstli-
chen Versuchsanstalt getragen werden.

(9) Die beteiligten Länder veranschla-
gen in ihrem jeweiligen Haushalt die
Stellen, Personalkosten und Personalne-
benkosten der planmäßig Beschäftigten
sowie die anteiligen Sachkosten und In-
vestitionen.

(10) Die Haushaltsführung erfolgt
durch die Nordwestdeutsche Forstliche
Versuchsanstalt nach den für Niedersach-
sen geltenden haushalts- und kassen-
rechtlichen Bestimmungen. Die Sachkos-
ten und Investitionen der Nordwestdeut-
schen Forstlichen Versuchsanstalt werden
der Nordwestdeutschen Forstlichen Ver-
suchsanstalt von den Ländern entspre-
chend des Länderschlüssels bereitgestellt.

(11) Die Anwendung des Personalver-
tretungsrechts sowie der Regelungen zur
Gleichberechtigung und Förderung von
Frauen bestimmt sich nach dem Recht des
Landes, in dessen Dienst die oder der Be-
schäftigte steht. Die Schaffung der Vor-
aussetzungen zur Bildung eines gemein-
samen Personalrates wird angestrebt.

(12) Die Prüfungsrechte der Rech-
nungshöfe der Länder Hessen, Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt bleiben un-
berührt.

Artikel 6

(1) Dieser Staatsvertrag kann von je-
dem der beteiligten Länder mit einer Frist
von fünf Jahren zum Ende eines Kalen-
derjahres gekündigt werden. Die Kündi-
gung ist schriftlich gegenüber den für
Forsten zuständigen Ministerien der je-
weils anderen Länder zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das zwi-
schen den übrigen Ländern bestehende
Vertragsverhältnis unberührt, jedoch
kann jedes der übrigen Länder das Ver-
tragsverhältnis binnen einer Frist von drei
Monaten nach Eingang der Kündigung
zum selben Zeitpunkt kündigen.

(2) Im Falle einer Kündigung bleibt
das kündigende Land bis zum Ende der
Vertragslaufzeit zur anteiligen Kostener-
stattung nach Artikel 5 verpflichtet. Ge-
meinsam von den Ländern finanzierte In-
vestitionen der Nordwestdeutschen Forst-
lichen Versuchsanstalt sind in Höhe des
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anteiligen Restbuchwertes dem kündi-
genden Land zu erstatten.

Artikel 7

(1) Sollte eine oder sollten mehrere Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages un-
wirksam sein oder werden, wird hier-
durch die Wirksamkeit des Staatsvertra-
ges im Übrigen nicht berührt. Anstelle
der unwirksamen Bestimmung soll eine
Regelung treten, die dem mit ihr verfolg-
ten Zweck am nächsten kommt. Dasselbe
gilt für etwaige Lücken des Staatsvertra-
ges.

(2) Treten die diesem Staatsvertrag zu-
grunde liegenden Rechtsvorschriften
ganz oder teilweise außer Kraft und wer-
den sie nicht durch inhaltlich vergleich-
bare Vorschriften ersetzt, verliert der
Staatsvertrag in diesem Umfang sechs
Monate nach Außerkrafttreten seine Gül-
tigkeit, es sei denn, die Parteien erachten
die Beibehaltung nach Anhörung des
Steuerungsausschusses einstimmig als
zweckmäßig.

Artikel 8

(1) Dieser Staatsvertrag bedarf der Ra-
tifikation; die Ratifikationsurkunden wer-
den bei der Niedersächsischen Staats-
kanzlei hinterlegt.

(2) Der Staatsvertrag tritt am ersten
Tag des Monats in Kraft, der dem Monat

folgt, in dem die letzte Ratifikationsur-
kunde hinterlegt wird. Die Niedersächsi-
sche Staatskanzlei teilt den übrigen betei-
ligten Ländern die Hinterlegung der letz-
ten Ratifikationsurkunde und den Zeit-
punkt des In-Kraft-Tretens des Staatsver-
trages mit.

Aachen, den 20. Oktober 2005

Für das Land Hessen

Der Ministerpräsident

Roland Koch

Aachen, den 11. Oktober 2005

Für das Land Niedersachsen

Der Ministerpräsident

Christian Wulff

Aachen, den 20. Oktober 2005

Für das Land Sachsen-Anhalt

Der Ministerpräsident

Prof. Dr. Wolfgang Böhmer
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§ 1

(1) Dem am 21. und 22. Juli 2005 un-
terzeichneten Staatsvertrag zwischen
dem Land Hessen und dem Land Nieder-
sachsen über die Zugehörigkeit der Psy-
chologischen Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten und der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
-therapeuten des Landes Hessen zum
Versorgungswerk der Psychotherapeu-
tenkammer im Land Niedersachsen wird
zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend
mit Gesetzeskraft veröffentlicht.

§ 2

Der Tag, an dem der Staatsvertrag
nach seinem Art. 9 Abs. 1 in Kraft tritt, ist
im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I
bekannt zu geben.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen

über die Zugehörigkeit der kammerangehörigen Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten und der Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten des Landes Hessen zum 
Versorgungswerk der Psychotherapeutenkammer im Land Niedersachsen*)

Vom 15. Dezember 2005

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Anlage

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r
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Das Land Hessen, vertreten durch den
Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch die Sozialministerin, und das Land
Niedersachsen, vertreten durch den Mi-
nisterpräsidenten, dieser vertreten durch
den Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr, schließen nachstehenden Staats-
vertrag:

Artikel 1

(1) Alle Mitglieder der Hessischen
Landeskammer für Psychologische Psy-
chotherapeutinnen und -therapeuten und
für Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutinnen und -therapeuten sind Mit-
glieder des Versorgungswerks der Psy-
chotherapeutenkammer im Land Nieder-
sachsen (Versorgungswerk).

(2) Die Ausnahmevorschriften und
Übergangs- und Überleitungsregelungen
der Satzung des Versorgungswerks fin-
den entsprechende Anwendung.

Artikel 2

(1) Die Rechte und Pflichten der Mit-
glieder des Versorgungswerks nach Art. 1
und der sonstigen Leistungsberechtigten
ergeben sich, soweit dieser Staatsvertrag
keine abweichenden Bestimmungen ent-
hält, aus dem niedersächsischen Kammer-
gesetz für die Heilberufe vom 8. Dezem-
ber 2000 (Nds. GVBl. S. 301), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember
2004 (Nds. GVBl. S. 634) und der Satzung
des  Versorgungswerks in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie aus den satzungs-
gemäß getroffenen Beschlüssen der zu-
ständigen Organe.

(2) Bei der Berechnung von Antrags-
fristen nach dem niedersächsischen Kam-
mergesetz für die Heilberufe oder der
Satzung des Versorgungswerks ist für
Mitglieder des Versorgungswerks nach
Art. 1 das In-Kraft-Treten dieses Staats-
vertrages maßgebend.

Artikel 3

Das Versorgungswerk ist in Nieder-
sachsen und Hessen Vollstreckungs-
behörde. Die Vollstreckung von Verwal-
tungsakten des Versorgungswerks richtet
sich im Land Hessen nach dem Hessi-
schen Verwaltungsvollstreckungsgesetz
vom 4. Juli 1966 (GVBl. I S. 151), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 18. Dezember
2003 (GVBl. I S. 513), in der jeweils gel-
tenden Fassung.

Artikel 4

Das Versorgungswerk kann von der
Hessischen Landeskammer für Psycholo-

gische Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten und für Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen und -thera-
peuten Auskünfte über die Mitglieder
einholen, soweit die Auskünfte für die
Feststellung der Mitgliedschaft sowie Art
und Umfang der Beitragspflicht oder der
Versorgungsleistung erforderlich sind.

Artikel 5

(1) Die vom Niedersächsischen Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
ausgeübte staatliche Aufsicht über das
Versorgungswerk wird im Benehmen mit
dem Hessischen Sozialministerium wahr-
genommen, soweit Belange der Mitglie-
der nach Art. 1 und der sonstigen Leis-
tungsberechtigten berührt sein können.

(2) Das Versorgungswerk leitet dem
Hessischen Sozialministerium jeweils den
geprüften Jahresabschluss nebst Lagebe-
richt zu.

Artikel 6

Vor der Beschlussfassung über Ände-
rungen von Landesgesetzen und Landes-
verordnungen, die Belange des Versor-
gungswerks unmittelbar betreffen, ist das
Benehmen mit dem anderen Vertrags-
partner herzustellen.

Artikel 7

Das Vermögen des Versorgungswerks
soll entsprechend dem Anteil des Bei-
tragsaufkommens der Mitglieder aus dem
Land Hessen am Gesamtbeitragsaufkom-
men des Versorgungswerks im Land Hes-
sen angelegt werden.

Artikel 8

(1) Dieser Staatsvertrag kann von je-
dem vertragsschließenden Teil mit einer
Frist von fünf Jahren zum Ablauf eines
Kalenderjahres gekündigt werden. Vor
Ablauf von zehn Jahren nach In-Kraft-
Treten dieses Abkommens ist eine Kündi-
gung ausgeschlossen.

(2) Im Fall der Kündigung übernimmt
ein durch das Land Hessen innerhalb der
Kündigungsfrist zu bestimmender Rechts-
träger als Gesamtrechtsnachfolger die
Mitglieder nach Art. 1 und die sonstigen
Leistungsberechtigten dieses Staatsver-
trages. Auf diesen Rechtsträger gehen al-
le Rechte und Pflichten des Versorgungs-
werks gegenüber den übernommenen
Mitgliedern und sonstigen Leistungsbe-
rechtigten über.

(3) Im Fall der Kündigung findet eine
Auseinandersetzung des Vermögens nach
versicherungsmathematischen Grundsät-

Anlage

Staatsvertrag 
zwischen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen 

über die Zugehörigkeit der kammerangehörigen Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten und der Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten des Landes Hessen 
zum Versorgungswerk der Psychotherapeutenkammer im Land Niedersachsen
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zen statt, wobei die im Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Kündigung im tech-
nischen Geschäftsplan festgelegten Rech-
nungsgrundlagen maßgebend sind. Das
zu verteilende Vermögen ergibt sich aus
einer Auseinandersetzungsbilanz, wobei
Verkehrswerte zugrunde zu legen sind.
Von der Summe der aktiven Vermögens-
werte ist die Summe der nicht versiche-
rungstechnischen Verbindlichkeiten ab-
zuziehen. Das so ermittelte Vermögen ist
nach dem Verhältnis der den ausschei-
denden Teilbestand betreffenden versi-
cherungstechnischen Verbindlichkeiten
zu den versicherungstechnischen Ver-
bindlichkeiten des verbleibenden Bestan-
des aufzuteilen; soweit nicht versiche-
rungstechnische Verbindlichkeiten von
dem Gesamtrechtsnachfolger übernom-
men werden, sind ihm die entsprechen-
den Deckungsmittel zu überlassen. Bei
der Verteilung des Vermögens sind die im
Land Hessen angelegten Vermögenswer-
te auf Verlangen an den Gesamtrechts-
nachfolger zu übertragen. Bei den übri-
gen Vermögenswerten ist das Versor-

gungswerk berechtigt, Wertpapiere und
Grundbesitz in Geldwert abzulösen.

(4) Die Auseinandersetzung des Ver-
mögens bedarf der versicherungsauf-
sichtsrechtlichen Genehmigung durch
das Niedersächsische Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr. Zuvor ist
das Benehmen mit dem Hessischen So-
zialministerium herzustellen.

Artikel 9

(1) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zu-
stimmung der verfassungsmäßig zustän-
digen Organe der vertragsschließenden
Länder am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf den Austausch der Ratifika-
tionsurkunden folgt.

(2) Die Satzung des Versorgungswerks
ist von diesem in der im Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Staatsvertrages gel-
tenden Fassung unter Hinweis auf diesen
Staatsvertrag im Staatsanzeiger für das
Land Hessen bekannt zu geben.

Wiesbaden, den 22.07.2005

Für das Land Hessen 

Für den Ministerpräsidenten 

Die Hessische Sozialministerin

Silke Lautenschläger

(Staatsministerin)

Hannover, den 21.07.2005

Für das Land Niedersachsen 

Für den Ministerpräsidenten 

Der Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr

Walter Hirche 

(Minister)
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§ 1

Inhalte und Aufgaben der 
außerschulischen Jugendbildung

(1) Außerschulische Jugendbildung ist
ein Schwerpunkt der Jugendarbeit nach 
§ 11 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch. Sie zielt auf den Erwerb von Le-
benskompetenz und die Entfaltung von
Identität. Sie unterstützt junge Menschen,
Werte zu erkennen, zu achten und zu le-
ben. Sie trägt dazu bei, junge Menschen
auf ihr Leben in Gesellschaft und Beruf
sowie Partnerschaft, Ehe und Familie vor-
zubereiten. Außerschulische Jugendbil-
dung soll junge Menschen in die Lage
versetzen, ihre persönlichen und gesell-
schaftlichen Lebensbedingungen wahrzu-
nehmen und an der Gestaltung des ge-
sellschaftlichen Lebens mitzuwirken. Sie
wirkt auch auf den Abbau von gesell-
schaftlichen Benachteiligungen hin und
befähigt zu Eigenverantwortung, Eigen-
initiative und gemeinsamem Engage-
ment.

(2) Bei der Ausgestaltung der Angebo-
te haben die Träger der außerschulischen
Jugendbildung die Gleichstellung von
Mädchen und jungen Frauen sowie Jun-
gen und jungen Männern als durchgängi-
ges Leitprinzip zu beachten (Gender
Mainstreaming). Mit den Bildungsange-
boten sollen zu gleichen Teilen weibliche
und männliche junge Menschen bis zur
Vollendung des 27. Lebensjahres erreicht
werden. Die Bildungsangebote sollen ge-
meinsam mit den jungen Menschen ent-
wickelt werden.

§ 2

Träger der außerschulischen 
Jugendbildung

(1) Träger der außerschulischen Ju-
gendbildung, die Leistungen nach diesem
Gesetz erhalten können, sind:

1. die örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe,

2. a) Jugendverbände auf Landesebene
und der Hessische Jugendring so-
wie

b) weitere freie Träger mit landeswei-
ter Bedeutung (sonstige Träger), die
Jugendbildungseinrichtungen mit
eigenem pädagogischen Personal
und eigenen Übernachtungskapa-
zitäten vorhalten oder die die Arbeit
der unter Nr. 1 und 2 Buchst. a ge-
nannten Träger ergänzen.

(2) Die Unabhängigkeit der Träger der
außerschulischen Jugendbildung in Ziel-
setzung, Gestaltung ihrer Aufgaben und
in ihrer demokratischen Selbstverwaltung

wird gewährleistet, soweit das Gesetz
nichts Abweichendes bestimmt.

§ 3

Voraussetzungen für die Förderung

(1) Freie Träger können Leistungen
nach diesem Gesetz erhalten, wenn sie
von dem für Kinder- und Jugendhilfe zu-
ständigen Ministerium als Träger der
außerschulischen Jugendbildung aner-
kannt sind. Außerdem müssen sie allen
jungen Menschen offen stehen und im
Rahmen der Satzung und Zielsetzung der
Träger die Teilnahme freistellen sowie ei-
ne angemessene Mitbestimmung der jun-
gen Menschen sicherstellen. Jugendver-
bände auf Landesebene und der Hessi-
sche Jugendring sowie sonstige freie Trä-
ger, die bis zum 31. Dezember 2005 geför-
dert wurden, gelten als anerkannte Trä-
ger der außerschulischen Jugendbildung.
Die Anerkennung kann befristet werden.
Ausgeschlossen von der Anerkennung
sind Unternehmen, die mit der Absicht
der Gewinnerzielung betrieben werden,
und Träger, deren Bildungsveranstaltun-
gen der Gewinnerzielung dienen.

(2) Örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe erhalten Leistungen nach die-
sem Gesetz, wenn sie eigenständige Ein-
richtungen der außerschulischen Jugend-
bildung mit eigener Satzung und eigener
finanzieller Ausstattung führen und eine
angemessene Mitbestimmung der jungen
Menschen sicherstellen.

§ 4

Arbeitsgemeinschaften für 
außerschulische Jugendbildung

(1) Die Trägergruppe nach § 2 Abs. 1
Nr. 1 soll eine Arbeitsgemeinschaft bil-
den. Die Trägergruppe nach § 2 Abs. 1
Nr. 2 soll eine Arbeitsgemeinschaft für die
Jugendverbände auf Landesebene und
den Hessischen Jugendring sowie eine
Arbeitsgemeinschaft für die sonstigen
Träger bilden.

(2) Arbeitsgemeinschaften im Sinne
des Abs. 1 bestehen aus mindestens zwei
Dritteln aller Träger der jeweiligen Trä-
gergruppe und führen Beschlüsse im Rah-
men ihrer Aufgaben herbei. Sie können
dem für Kinder- und Jugendhilfe zustän-
digen Ministerium jeweils eine geschäfts-
führende Stelle benennen.

(3) Beschlüsse der Arbeitsgemein-
schaften bedürfen einer Mehrheit von
drei Vierteln der anwesenden Träger. 

(4) Die Arbeitsgemeinschaften oder die
geschäftsführenden Stellen legen dem für
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Mi-
nisterium jeweils bis zum 28. Februar ei-
nes Jahres einen qualifizierten Vertei-
lungsvorschlag vor.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Jugendbildungsförderungsgesetz*)

Vom 15. Dezember 2005

*) GVBl. II 73-22
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§ 5

Finanzierung, Verteilung der Mittel

(1) Die Träger nach § 2 Abs. 1 können
Leistungen für Personal- und Veranstal-
tungskosten der außerschulischen Ju-
gendbildung aus der Beteiligung an den
Einsätzen aus dem Gesetz über staatliche
Sportwetten, Zahlenlotterien und Zusatz-
lotterien in Hessen erhalten. Diese Leis-
tungen dürfen 80 vom Hundert der Ge-
samtaufwendungen nicht überschreiten.

(2) Das für Kinder- und Jugendhilfe
zuständige Ministerium vergibt mindes-
tens drei vom Hundert der zur Verfügung
stehenden Mittel für experimentelle Maß-
nahmen zur Erprobung neuer Wege in
der außerschulischen Jugendbildung, ins-
besondere für Modelle der Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen an politi-
schen und gesellschaftlichen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozessen. Es
benennt Fragestellungen, thematische
Schwerpunkte und Ziele der Arbeits-
ansätze und Maßnahmen sowie nähere
Einzelheiten zur Antragstellung und zum
Bewilligungsverfahren. Diese Mittel kön-
nen sowohl von den Trägern nach § 2
Abs. 1 als auch von anderen Trägern be-
antragt werden.

(3) Das für Kinder- und Jugendhilfe
zuständige Ministerium kann eine Min-
destförderung für die sonstigen Träger
festlegen. Die Maximalförderung für die
sonstigen Träger beträgt pro Träger und
Jahr 100 000 Euro. Von den sonstigen Trä-
gern nicht ausgeschöpfte Mittel kann das
für Kinder- und Jugendhilfe zuständige
Ministerium für experimentelle Maßnah-
men nach Abs. 2 zusätzlich vergeben.

§ 6

Berichtspflicht

Die Arbeitsgemeinschaften der Träger-
gruppen und die Träger, die nicht Mit-

glied einer Arbeitsgemeinschaft sind, le-
gen jährlich dem für Kinder- und Jugend-
hilfe zuständigen Ministerium einen Be-
richt vor, der die quantitative und qualita-
tive Entwicklung der außerschulischen
Jugendbildung dokumentiert. Umfang
und Inhalte der Berichte sollen durch
Zielvereinbarung festgelegt werden.

§ 7

Kreisangehörige Gemeinden 
ohne eigenes Jugendamt

Gemeinden, die nicht örtliche Träger
der öffentlichen Jugendhilfe sind und bis
zum 31. Dezember 2005 gefördert wur-
den, können bis zum 31. Dezember 2010
Zuweisungen aus den der Trägergruppe
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 zur Verfügung ge-
stellten Mitteln erhalten. Die Zuweisun-
gen sind jährlich um jeweils 20 vom Hun-
dert der im Jahre 2005 gewährten Zuwei-
sung zu reduzieren. Sie werden auch ge-
währt, wenn eine Aufgabenverlagerung
auf den örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe erfolgt.

§ 8

Zuständigkeit für den Erlass 
von Rechtsverordnungen

Das Nähere über das Anerkennungs-
verfahren von freien Trägern, die Vertei-
lung der Mittel auf die einzelnen Träger-
gruppen sowie die Bildung und das Ver-
fahren der Arbeitsgemeinschaften wird
durch Rechtsverordnung der Landesre-
gierung bestimmt.

§ 9

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2011 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r
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